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Stadtverwaltung Hürth 
Einwohnermeldeamt 
Friedrich-Ebert-Straße 40 
50354 Hürth 

Tel.: 02233 / 53-0 
Fax: 02233 / 53-538 
E-Mail: einwohnermeldeamt@huerth.de 

Neues Meldegesetz ab 01.11.2015 

Information für Öffentlichkeitsarbeit an die Einwohnerinnen und Einwohner 
 
Am 1.November 2015 tritt das neue Bundesmeldegesetz in Kraft. Damit treten zu-
gleich neue Regelungen in Kraft, die von Bürgerinnen und Bürgern z.B. bei einem 
Wohnungswechsel künftig zu beachten sind.  
Das Meldewesen war bisher in seinen wesentlichen Grundzügen im Melderechts-
rahmengesetz geregelt. Daneben haben die einzelnen Bundesländer eigene landes-
rechtliche Bestimmungen zum Meldewesen erlassen, die die rahmenrechtlichen 
Vorgaben umsetzten. Mit der Verwirklichung der Rechtseinheit im Meldewesen durch 
das Bundesmeldegesetz werden erstmals bundesweit und unmittelbar geltende Vor-
schriften für die Bürgerinnen und Bürger sowie für die mit dem Vollzug des Melde-
rechts befassten Behörden geschaffen. Damit ist und bleibt das Meldewesen zentra-
ler Dienstleister für die Bereitstellung von Daten vor allem für den öffentlichen Be-
reich, wie beispielsweise für die Vorbereitung von Wahlen. 
Wissenswerte Regelungen des neuen Bundesmeldegesetzes werden hier darge-
stellt: 

Anmeldung und Abmeldung 
 

Es bleibt bei der in Deutschland bekannten Pflicht zur An- und Abmeldung bei der 
Meldebehörde. Wer eine Wohnung bezieht, hat sich innerhalb von zwei Wochen 
nach dem Einzug bei der Meldebehörde anzumelden. 
 
Die Abmeldung einer Wohnung bei der Meldebehörde ist nur erforderlich, wenn nach 
dem Auszug aus einer Wohnung keine neue Wohnung in Deutschland bezogen wird. 
Dies ist z.B. der Fall, wenn Deutschland verlassen, also der Wohnsitz in das Ausland 
verlegt wird, oder eine Nebenwohnung aufgegeben wird. Eine Abmeldung ist frühes-
tens eine Woche vor dem Auszug möglich, sie muss innerhalb von zwei Wochen 
nach dem Auszug bei der Meldebehörde erfolgen.  
 
Wer in das Ausland umzieht kann bei der Abmeldung künftig bei der Meldebehörde 
seine Anschrift im Ausland hinterlassen. Die Auslandsanschrift wird im Melderegister 
gespeichert. In diesem Fall kann die Behörde z.B. im Zusammenhang mit Wahlen 
mit der Bürgerin oder dem Bürger Kontakt aufnehmen. 
 

Seite 1 von 8 
KSK Köln,   BIC: COKSDE33 
IBAN: DE97 3705 0299 0137 0000 12 

Raiba Frechen-Hürth eG, BIC: GENODED1FHH 
IBAN: DE14 3706 2365 0000 0010 15 
Raiba Fischenich-Kendenich eG, BIC: GENODED1FKH 
IBAN: DE25 3706 3367 0300 2670 17 

Stadtverwaltung Hürth 
Hauptamt, Internetredaktion 
Internet: www.huerth.de 

 

 

http://www.huerth.de/
mailto:einwohnermeldeamt@huerth.de


 

Stadt Hürth - Merkblatt 

 
Die Abmeldung einer Nebenwohnung erfolgt künftig nur noch bei der Meldebehörde, 
die für die alleinige Wohnung oder die Hauptwohnung zuständig ist. 
 
Für folgende Lebenslagen sieht das Bundesmeldegesetz künftig zusätzlich zu den 
bereits geltenden Ausnahmen weitere Ausnahmen von der Meldepflicht vor: 
 

1. Wer in Deutschland aktuell bei der Meldebehörde gemeldet ist, und für einen 
nicht länger als sechs Monate dauernden Aufenthalt eine weitere Wohnung 
bezieht, muss sich für diese weitere Wohnung weder an- noch abmelden. Die 
Anmeldung muss künftig für diese weitere Wohnung erst nach Ablauf von 
sechs Monaten erfolgen. 

 
2. Für Personen, die sonst im Ausland wohnen und im Inland nicht gemeldet 

sind, besteht eine Anmeldepflicht erst nach dem Ablauf von drei Monaten. 

 
3. Solange Bürgerinnen und Bürger in Deutschland aktuell bei der Meldebehörde 

gemeldet sind, müssen sie sich nicht anmelden, wenn sie in Krankenhäusern, 
Pflegeheimen oder sonstigen Einrichtungen, die der Betreuung pflegebedürf-
tiger oder behinderter Menschen oder der Heimerziehung dienen, aufgenom-
men werden oder dort einziehen. 

 

Wieder eingeführt wird die Mitwirkungspflicht des Wohnungsgebers bzw. des 
Wohnungseigentümers bei der Anmeldung und bei der Abmeldung (z.B. beim 
Wegzug in das Ausland). Damit können künftig sogenannte Scheinanmeldungen 
wirksamer verhindert werden. Wohnungsgeber bzw. die Wohnungseigentümer müs-
sen den Mieterinnen und Mietern den Ein- oder Auszug schriftlich bestätigen. Die 
Wohnungsgeberbescheinigung ist stets bei der Anmeldung in der Meldebehörde 
vorzulegen. Das Bundesmeldegesetz bietet auch die Möglichkeit, den Ein- oder Aus-
zug der Meldebehörde gegenüber elektronisch zu bestätigen sowie für die Melde-
pflichtigen, die Anmeldung elektronisch vorzunehmen. Dies kann allerdings nur dann 
in Anspruch genommen werden, wenn die Meldebehörde die technischen Voraus-
setzungen geschaffen hat. Aktuelle Informationen hierzu stellt die Meldebehörde be-
reit.  
Der gesetzlich vorgeschriebene Vordruck für den Wohnungsgeber steht auf 
der Internetseite des Einwohnermeldeamtes unter den Dienstleistungen „ 
Wohnung anmelden,  Wohnung abmelden, Wohnung ummelden „ als Down-
load zur Verfügung.  
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Auskünfte aus dem Melderegister 

 
Mit dem neuen Gesetz werden nebenbei auch die IT-Standards vereinheitlicht, um 
die Daten von rund 82 Millionen Bürgerinnen und Bürgern in mehr als 5.200 Melde-
registern noch effektiver als bisher verarbeiten zu können. Das neue Melderecht ent-
lastet die Verwaltung sowie die Wirtschaft und stärkt die Bürgerinnen und Bürger im 
Hinblick auf ihr Recht auf informationelle Selbstbestimmung.  
Auskünfte aus dem Melderegister an Private zum Zwecke der Werbung und/oder 
des Adresshandels sind künftig nur noch zulässig, wenn die Bürgerin und der Bürger 
vorher in die Übermittlung ihrer Meldedaten für diese Zwecke eingewilligt haben. 
Diese Einwilligung muss gegenüber Privaten ausdrücklich erklärt werden. Es besteht 
auch die Möglichkeit, bei der Meldebehörde eine Erklärung darüber abzugeben, dass 
die eigenen Daten zum Zwecke der Werbung und/oder des Adresshandels an Pri-
vate herausgegeben werden dürfen. Diese Einwilligung bleibt bis zu ihrem Widerruf 
bestehen und muss nach einem Umzug nicht erneut abgegeben werden. Wurde kei-
ne Einwilligung erklärt, darf die Meldebehörde die Meldedaten nicht zum Zwecke der 
Werbung und/oder des Adresshandels herausgeben. 
Außerdem dürfen Daten, die für Zwecke der gewerbsmäßigen Anschriftenermittlung 
durch eine Melderegisterauskunft erhoben worden sind, vom Datenempfänger nicht 
wiederverwendet werden (Verbot des Datenpooling). Die zweckwidrige Verwendung 
von zweckgebundenen Melderegisterauskünften bzw. die Wiederverwendung der 
Daten kann mit einem Bußgeld geahndet werden. 
Weiterhin muss im Rahmen einer einfachen Melderegisterauskunft, die für gewerbli-
che Zwecke beantragt wird, der gewerbliche Zweck künftig angegeben werden. Die 
im Rahmen der Auskunft erlangten Daten dürfen dann nur für diese Zwecke verwen-
det werden.  
 
Eine strikte Zweckbindung besteht auch für sogenannte erweiterte Melderegister-
auskünfte, für Gruppenauskünfte und für Daten, die trotz bestehender Auskunfts-
sperre beauskunftet worden sind, weil eine Gefährdung der betroffenen Person aus-
geschlossen werden kann. Wenn der jeweils verfolgte Zweck erfüllt ist, muss der 
Datenempfänger die Daten löschen.  
Wie bisher besteht die Möglichkeit, bei einer Gefahr für Leben, Gesundheit, persönli-
che Freiheit oder ähnlichen schutzwürdigen Interessen der meldepflichtigen Person 
eine Melderegisterauskunft an Personen oder Stellen dadurch zu verhindern, dass 
für Bürgerinnen und Bürger eine Auskunftssperre im Melderegister eingetragen wird. 
Für Personen, die in Einrichtungen zum Schutz vor häuslicher Gewalt, in Einrichtun-
gen zur Behandlung von Suchterkrankungen, in Krankenhäusern, Pflegeheimen oder 
sonstigen Einrichtungen, die der Betreuung pflegebedürftiger oder behinderter Men-
schen oder der Heimerziehung dienen, einer Aufnahmeeinrichtung für Asylbewerber 
oder sonstige ausländische Flüchtlinge oder in einer Justizvollzugsanstalt wohnen, 
wird künftig ein sogenannter bedingter Sperrvermerk im Melderegister eingetragen, 
sofern der Meldebehörde bekannt ist, dass sich an der betreffenden Anschrift eine  

Seite 3 von 8 
KSK Köln,   BIC: COKSDE33 
IBAN: DE97 3705 0299 0137 0000 12 

Raiba Frechen-Hürth eG, BIC: GENODED1FHH 
IBAN: DE14 3706 2365 0000 0010 15 
Raiba Fischenich-Kendenich eG, BIC: GENODED1FKH 
IBAN: DE25 3706 3367 0300 2670 17 

Stadtverwaltung Hürth 
Hauptamt, Internetredaktion 
Internet: www.huerth.de 

 

 

http://www.huerth.de/


 

Stadt Hürth - Merkblatt 

 
der genannten Einrichtungen befindet. Bei Melderegisterauskünften an Private muss 
die Meldebehörde künftig in diesen Fällen vor einer Auskunftserteilung den Betroffe-
nen anhören und darf dann keine Auskunft erteilen, sofern durch die Auskunft 
schutzwürdige Interessen von Betroffenen beeinträchtigt würden. 
Aufgrund der Verbesserungen zum Schutz der persönlichen Daten bei Auskünften 
aus dem Melderegister an Private ist die bisher im Melderecht vorgesehene Möglich-
keit des Widerspruchs der Erteilung automatisierter Melderegisterauskünfte an Pri-
vate weggefallen. 

 
Einen Widerspruch gegen einen Datenabruf über das Internet nach dem bishe-
rigen § 34 Absatz 1 b Meldegesetz NRW gibt es nicht mehr. 
 
Bei Datenübermittlungen zum Zweck der Ehrung von Alters- und Ehejubiläen gilt 
künftig kein Einwilligungsvorbehalt, sondern der Datenübermittlung muss widerspro-
chen werden. 
Die fehlende Einwilligung der betroffenen Person ist aber als Widerspruch im Sinne 
von § 50 Abs. 5 BMG zu werten, so dass eine Auskunftssperre im Melderegister 
vermerkt bleibt und die Person nicht extra tätig werden muss. 
Gleiches gilt für Melderegisterauskünfte an Adressbuchverlage. 
Mit dem Gesetz wird kein bundeseinheitliches Melderegister und mit dem Meldege-
setz NRW auch kein Landeszentralregister geschaffen. Die Länder behalten ihre 
bisherigen dezentralen Melderegister auf Ortsebene sowie ggf. bestehende zentrale 
Meldedatenbestände. Für Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden besteht künftig 
eine gesetzliche Garantie, dass sie jederzeit, rund um die Uhr und automatisiert die 
wichtigsten Meldedaten der Einwohnerinnen und Einwohner abrufen können.  
Das Gesetz sieht auch vor, die Bestimmungen über das Verfahren der Melderegis-
terauskunft im Zusammenhang mit Auskünften für Zwecke der Werbung und des 
Adresshandels auf wissenschaftlicher Basis zu evaluieren, um die maßgeblichen 
Regelungen auf ihre Wirksamkeit und Vollzugstauglichkeit hin zu überprüfen. Hierfür 
hat der Gesetzgeber einen Zeitraum von vier Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes 
vorgesehen. 
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Hinweispflichten auf dem Meldeschein 

1 Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an das Bundesamt für das 
Personalmanagement der Bundeswehr 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 36 Absatz 2 Satz 1 BMG auf das Recht, der Daten-
übermittlung nach § 58c Absatz 1 des Soldatengesetzes widersprechen zu können. 
Dies gilt nur bei der Anmeldung von Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
 
Nach § 58b des Soldatengesetzes können sich Frauen und Männer, die Deutsche im 
Sinne des Grundgesetzes sind, verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten, sofern 
sie hierfür tauglich sind. Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial 
übermitteln die Meldebehörden dem Bundesamt für das Personalmanagement der 
Bundeswehr aufgrund § 58c Absatz 1 des Soldatengesetzes jährlich bis zum 
31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
nächsten Jahr volljährig werden: 
 
1. Familienname 
2. Vornamen 
3. gegenwärtige Anschrift. 
 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei 
der Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er 
gilt bis zu seinem Widerruf. 
 

2 Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an eine öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaft durch den Familienangehörigen eines Mitglieds dieser 
Religionsgesellschaft 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 BMG auf das Recht, der Daten-
übermittlung nach § 42 Absatz 2 BMG widersprechen zu können. 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Familienange-
hörige, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
angehören, darf die Meldebehörde gemäß § 42 Absatz 2 BMG von diesen Familien-
angehörigen folgende Daten übermitteln: 
 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. Geburtsdatum und Geburtsort, 
3. Geschlecht, 
4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 
5. derzeitige Anschriften, 
6. Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie 
7. Sterbedatum. 
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Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhindert nicht die Übermittlung von 
Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts an die jeweilige öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaft. Diese Zweckbindung wird dem Empfänger bei der Übermitt-
lung mitgeteilt. Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen Wohnung 
oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
 

3 Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Parteien, Wählergruppen 
u.a. bei Wahlen und Abstimmungen 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das Recht, der Daten-
übermittlung nach § 50 Absatz 1 BMG an Parteien, Wählergruppen und anderen 
Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen 
auf staatlicher und kommunaler Ebene zu widersprechen. 
 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 1 BMG Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstim-
mungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstim-
mung vorangehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister über die in § 44 
Absatz 1 Satz 1 BMG bezeichneten Daten von Gruppen von Wahlberechtigten ertei-
len, soweit für deren Zusammensetzung das Lebensalter bestimmend ist. Die Ge-
burtsdaten der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Die Person 
oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese nur für die Werbung bei ei-
ner Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spätestens einen Monat nach der 
Wahl oder Abstimmung zu löschen oder zu vernichten. 
 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei 
der Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er 
gilt bis zu seinem Widerruf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Seite 6 von 8 
KSK Köln,   BIC: COKSDE33 
IBAN: DE97 3705 0299 0137 0000 12 

Raiba Frechen-Hürth eG, BIC: GENODED1FHH 
IBAN: DE14 3706 2365 0000 0010 15 
Raiba Fischenich-Kendenich eG, BIC: GENODED1FKH 
IBAN: DE25 3706 3367 0300 2670 17 

Stadtverwaltung Hürth 
Hauptamt, Internetredaktion 
Internet: www.huerth.de 

 

 

http://www.huerth.de/


 

Stadt Hürth - Merkblatt 

Optionale Hinweise 

1 Rechte der betroffenen Person (§ 9 BMG) 
 
Möglich sind Hinweise auf das Recht auf unentgeltliche 
 
1. Auskunft nach § 10 BMG, 
2. Berichtigung und Ergänzung nach § 12 BMG und 
3. Löschung nach den §§ 14 und 15 BMG. 
 

2 Beantragung von Auskunftssperren (§ 51 Absatz 1 BMG) 
 
Die Meldebehörde trägt auf Antrag eine Auskunftssperre in das Melderegister ein, 
wenn Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass der betroffenen oder 
einer anderen Person durch eine Melderegisterauskunft eine Gefahr für Leben, Ge-
sundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Interessen erwachsen 
kann. Hierzu ist bei der Meldebehörde ein formloser Antrag auf Eintragung einer 
Auskunftssperre nach § 51 Absatz 1 BMG zu stellen, in dem die Gründe glaubhaft zu 
machen sind, dass der betroffenen oder einer anderen Person durch eine Meldere-
gisterauskunft eine Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche 
schutzwürdige Interessen erwachsen kann. Die Meldebehörde kann im Einzelfall die 
Vorlage weiterer Nachweise vom Antragsteller fordern. Die Einrichtung der Aus-
kunftssperre bewirkt, dass eine Auskunft aus dem Melderegister nur erteilt wird, 
wenn eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen ausgeschlossen werden 
kann. Die betroffene Person wird vor Erteilung einer Auskunft durch die Meldebehör-
de angehört. 
 
Die Auskunftssperre wird im Melderegister im Datensatz zur eigenen Person einge-
tragen. Sie wird auch im Datensatz von Ehegatten oder Lebenspartnern, beim ge-
setzlichen Vertreter oder minderjährigen Kindern als sogenannte beigeschriebene 
Daten berücksichtigt. 
 
Die Auskunftssperre wird auf zwei Jahre befristet und kann auf Antrag verlängert 
werden. 
 
Einrichtung bedingter Sperrvermerke (§ 52 BMG) 
 
Wenn Personen in: 
 
1. einer Aufnahmeeinrichtung für Asylbewerber oder sonstige ausländische 
Flüchtlinge, 
 
2. Krankenhäusern, Pflegeheimen oder sonstigen Einrichtungen, die der Betreuung 
pflegebedürftiger oder behinderter Menschen oder der Heimerziehung dienen, 
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3. Einrichtungen zum Schutz vor häuslicher Gewalt oder 
 
4. Einrichtungen zur Behandlung von Suchterkrankungen 
 
gemeldet sind, richtet die Meldebehörde einen bedingten Sperrvermerk für diese 
Person im Melderegister ein. Die Meldebehörde richtet den bedingten Sperrvermerk 
nur ein, wenn sie Kenntnis darüber hat, dass die Person sich in einer der o. g. Ein-
richtungen angemeldet hat. Für den Fall, dass die Person sich in einer der o. g. Ein-
richtungen angemeldet hat, soll die Einrichtung die Meldebehörde hierüber unterrich-
ten. 
 
Die Einrichtung des bedingten Sperrvermerks bewirkt, dass eine Auskunft aus dem 
Melderegister an Private nur erteilt wird, wenn eine Beeinträchtigung schutzwürdiger 
Interessen ausgeschlossen werden kann. Die betroffene Person wird vor Erteilung 
einer Melderegisterauskunft durch die Meldebehörde angehört.  
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